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A. Problem 

Die Aufzucht und Erzeugung reinrassiger Tiere ist eine Einkom-
mensquelle für einen Teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung. 
In den Mitgliedstaaten der EG gelten bisher unterschiedliche Vor-
schriften über züchterische und genealogische Bedingungen für 
die Vermarktung reinrassiger Tiere. 

B. Lösung 

Im Hinblick auf die Verwirklichung des Binnenmarktes und zur 
Steigerung der Produktivität sind in diesem Sektor auf Gemein-
schaftsebene vereinheitlichte Vermarktungsvorschriften festzu-
setzen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei ihren Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß die 
anliegende Verordnung in der vorgeschlagenen Fassung nicht 
verabschiedet wird. 

Bonn, den 26. Oktober 1989 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Müller (Schweinfurt) 

Vorsitzender 

Eigen 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über züchterische und genealogische 
Bedingungen für die Vermarktung reinrassiger Tiere 

Begründung 

Die Aufzucht und Erzeugung reinrassiger Tiere ist 
eine Einkommensquelle für einen Teil der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung. Voraussetzung für zufrie-
denstellende Ergebnisse in der Tierhaltung ist in ho-
hem Maße die Verwendung reinrassiger Tiere zu 
Zuchtzwecken. 

Im Hinblick auf die Verwirklichung des Binnen

-

marktes und zur Steigerung der Produktivität sind 

daher in diesem Sektor auf Gemeinschaftsebene 
vereinheitlichte Vermarktungsvorschriften festzu-
setzen. 

Der beiliegende Vorschlag enthält die Grundregeln 
zur Verwirklichung der obengenannten Ziele. Er er-
mächtigt die Kommission, nach Anhörung des Ständi-
gen Tierzuchtausschusses die erforderlichen Durch-
führungsbestimmungen zu erlassen. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 2. Dezember 1988 — 121 — 680 70 — E — 
Ag  1436/88. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über züchterische und genealogische 
Bedingungen für die Vermarktung reinrassiger Tiere 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Reinrassige Tiere sind als lebende Tiere in der Liste in 
Anhang II des Vertrages aufgeführt. 

Die Aufzucht und die Erzeugung reinrassiger Tiere 
nehmen in der Landwirtschaft der Gemeinschaft ei-
nen wichtigen Platz ein. 

Für die Zucht von Rindern, Schweinen, Schafen, Zie-
gen und Pferden sind im Gemeinschaftsrahmen be-
sondere Harmonisierungsvorschriften vorgesehen. 

Um eine ra tionelle Entwicklung der Erzeugung von 
lebenden Tieren sicherzustellen und dadurch die Pro-
duktivität dieses Sektors zu steigern, müssen auf Ge-
meinschaftsebene Vorschriften für die Vermarktung 
reinrassiger Tiere festgelegt werden. 

Die Aufzucht reinrassiger Tiere fügt sich allgemein in 
den Rahmen der landwirtschaftlichen Erwerbstätig-
keit. Sie stellt eine Einkommensquelle für einen Teil 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung dar und sollte 
daher gefördert werden. 

Die Verwendung reinrassiger Tiere ist in hohem Maße 
Voraussetzung für zufriedenstellende Ergebnisse in 
diesem Bereich. 

Grundsätzlich darf der innergemeinschaftliche Han-
del nicht untersagt, eingeschränkt oder behindert 
werden. Die Verwirklichung des Binnenmarktes aber 
kann unter bestimmten Umständen eine Harmonisie-
rung insbesondere der Eintragungen in die Stamm-
bücher und der bei der Vermarktung vorzulegenden 
Bescheinigung erfordern. 

Es ist festzulegen, daß die Einfuhr reinrassiger Tiere 
aus Drittländern nicht unter weniger strengen Bedin-
gungen erfolgen darf als innerhalb der Gemein-
schaft. 

Für die Anwendung in bestimmten Bereichen sind 
technische Maßnahmen zu treffen. Zur Durchführung 
der beabsichtigten Maßnahmen ist ein Verfahren vor-
zusehen, das die enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen des 
Ständigen Tierzuchtausschusses regelt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Verordnung legt die züchterischen und ge-
nealogischen Bedingungen für die Vermarktung 
reinrassiger Tiere, ihrer Spermien, Eizellen und 
Embryonen fest. 

2. Diese Verordnung gilt unbeschadet der im Rahmen 
spezifischerer Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft erlassenen Bestimmungen. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

a) Reinrassige Tiere: alle Tiere, die in einem Stamm-
buch eingetragen oder registriert sind. 

b) Stammbücher: sämtliche Bücher, Karteien oder 
Datenträger, 

— die von einer in einem Mitgliedstaat amtlich 
zugelassenen Züchterorganisation oder -verei-
nigung oder einer Behörde eines Mitgliedstaa-
tes geführt werden 

und 

— in denen Tiere einer bestimmten Rasse einge-
tragen oder registriert sind. 

Artikel 3 

Der innergemeinschaftliche Handel mit reinrassi-
gen Tieren, ihren Spermien, Eizellen oder Embryonen 
darf aus züchterischen oder genealogischen Gründen 
weder untersagt noch eingeschränkt oder behindert 
werden. 

Artikel 4 

Sofern erforderlich, legt die Kommission nach dem 
Verfahren des Artikels 7 folgendes fest: 

— die Zulassungsbedingungen für die Züchterorga-
nisationen und -vereinigungen, die die Stammbü-
cher führen oder anlegen, 

— die Kriterien für die Eintragung oder Registrierung 
in den Stammbüchern, 

— die Kriterien für die Zulassung zu Zuchtzwecken 
und die Verwendung der Spermien, Eizellen und 
Embryonen, 
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— die bei der Vermarktung reinrassiger Tiere, ihrer 
Spermien, Eizellen und Embryonen vorzulegende 
Bescheinigung. 

Artikel 5 

Bis zur Anwendung entsprechender Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft dürfen die Bedingungen, 
die für die Einfuhr reinrassiger Tiere, ihrer Spermien, 
Eizellen und Embryonen aus Drittländern gelten, 
nicht vorteilhafter ausfallen als die entsprechenden 
Bestimmungen für den innergemeinschaftlichen Han-
del. 

Artikel 6 

Die Kommission wird von dem Ständigen Tierzucht

-

ausschuß, nachstehend „Ausschuß" genannt, unter-
stützt. 

Artikel 7 

Wird auf das Verfahren in diesem Artikel Bezug 
genommen, so gelten die nachstehenden Bestimmun-
gen: 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß gibt innerhalb einer Frist, die der Vor-
sitzende nach Maßgabe der Dringlichkeit der betref-
fenden Frage festsetzen kann, gegebenenfalls auf 
dem Wege der Abstimmung seiner Stellungnahme zu 
diesem Entwurf ab. 

Die Stellungnahme wird im Protokoll schriftlich nie-
dergelegt. Darüber hinaus kann jeder Mitgliedstaat 
fordern, daß sein Standpunkt in das Protokoll aufge-
nommen wird. 

Die Kommission mißt der Stellungnahme des Aus-
schusses größte Bedeutung zu. Sie teilt dem Ausschuß 
mit, auf welche Weise sie dieser Stellungnahme Rech-
nung getragen hat. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 30. Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Bericht des Abgeordneten Eigen 

Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat wurde 
am 9. Dezember 1988 mit Drucksache 11/3703 
Nr. 3.20 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten überwiesen. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

Die Aufzucht und Erzeugung reinrassiger Tiere ist 
eine Einkommensquelle für einen Teil der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung. Voraussetzung für zufrie-
denstellende Ergebnisse in der Tierhaltung ist in ho-
hem Maße die Verwendung reinrassiger Tiere zu 
Zuchtzwecken. 

Im Hinblick auf die Verwirklichung des Binnenmark-
tes und zur Steigerung der Produktivität sind daher in 
diesem Sektor auf Gemeinschaftsebene vereinheit-
lichte Vermarktungsvorschriften festzusetzen. 

Der Vorschlag enthält die Grundregeln zur Verwirkli-
chung der oben genannten Ziele. Er ermächtigt die 
Kommission, nach Anhörung des Ständigen Tier-
zuchtausschusses die erforderlichen Durchführungs-
bestimmungen zu erlassen. 

Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß für 
die vorgesehene Regelung weder aus Gründen des 
öffentlichen Interesses noch aus wi rtschaftlichen 
Gründen ein Bedarf besteht. Die in der Verordnung 
vorgesehenen Regelungen beträfen einerseits die 
Tierarten im Hobby-Bereich (Hunde, Katzen, Rasse-
geflügel, Rassekaninchen usw.), andererseits unter 
den landwirtschaftlich genutzten Tierarten nur die 
Wirtschaftsgeflügelzucht, deren züchterische Bear-
beitung von einigen wenigen, kommerziellen Zucht-
unternehmen bet rieben wird. Eine derartige Rege-
lung würde daher einen Verwaltungsaufwand verur-
sachen, dessen Ausmaße in keiner Weise gerechtfer-
tigt wären. Der Ausschuß war daher einhellig der Auf-
fassung, daß die Regelung für reinrassige Tiere in der 
vorgeschlagenen Fassung nicht verabschiedet wer-
den sollte. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundestag, 
die Bundesregierung zu ersuchen, bei der EG darauf 
hinzuwirken, daß die Verordnung in der vorgeschla-
genen Fassung nicht verabschiedet wird. 

Bonn, den 26. Oktober 1989 

Eigen 

Berichterstatter 






